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Betr.: Neuregelung des Kindergeldgesetzes 

Bezug: Kleine Anfrage 324 der Fraktion der DP 
- Drucksache 3155 - 


Zu der Kleinen Anfrage 324 der Fraktion der DP nehme ich wie 
folgt Stellung: 

Zu a. 

Die ‘Tatsache, daß der Entwurf für eine Neuregelung des Kinder- 
geldrechts bisher noch nicht fertiggestellt werden konnte, hat seinen 
Grund einmal in dem engen Zusammenhang zwischen den Kinder- 
geldgesetzen und anderen Sozialgesetzen, die bekanntlich ebenfalls 
meistens Familienleistungen vorsehen. Für die Neuregelung des Kin- 
dergeldrechts war es Inbesondere auch wichtig, in welcher Hohe die 
Kinderzuschüsse in den Rentenversicherungen festgelegt werden 
würden. Die Entscheidung hierüber ist bekanntlich erst kürzlich 
gefallen. 

Weiterhin ist auf folgendes hinzuweisen: 

Nach den Beschlüssen des Bundestages sollte die Bundesregierung bei 
ihrem Entwurf die Erfahrungen der Selbstverwaltung mit der Durch- 
führung der Kindergeldgesetze und insbesondere bei dem von ihr 
durchzuführenden Ausgleich zwischen den Familienausgleichskassen 
berücksichtigen. Dies war vor allem deshalb notwendig, weil dar- 
aus wichtige Hinweise für die Notwendigkeit und den Inhalt einer 
Gesetzesänderung in den besonders umstrittenen Fragen der Beitrags- 
gestaltung zu entnehmen waren. Bei dem Versuch, den Ausgleich 
zwischen den Faniilienausgleichskassen im Wege der Selbstverwaltung 
durchzuführen, haben sich außerordentliche Schwierigkeiten ergeben. 
Eine große Anzahl von Familienausgleichskassen haben gegen die von 
dem Vorstand des Gesamtverbandes beschlossene Regelung des 
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Ausgleichs nachträglich Widersprudi eingelegt. Die Versuche, im Ver- 
handlungswege eine den Wünschen der Beschwerdeführer stärker 
entgegenkommende Regelung dieser Frage durch die Selbstverwal- 
tung zu finden, haben sich bis Ende 1956 hingezogen, hatten jedoch 
keinen Erfolg. Hierbei hat sich ergeben, daß es sehr schwer ist, 
das Problem des Ausgleichs durch die Selbstverwaltung lösen zu 
lassen, daß sich vielmehr eine Regelung dieser Frage durch den 
Gesetzgeber empfiehlt. 

Zu b. 

Die Arbeiten an dem Gesetzentwurf stehen kurz vor dem Ab- 
schluß, Es kann damit gerechnet werden, daß der Entwurf in 
einer der nächsten Kabinettsitzungen verabschiedet wird. 


Storch 



